
Griechenlands Ex-Premier beschwört Berlin
Konstantinos Simitis: Habe nicht getrickst -  Münchens hellenische Gemeinde warnt vor „Kulturkampf"

VON GEORG ANASTASIADIS

München -  „Warum schweigt 
Simitis?“, titelte dieser Tage 
eine auflagenstarke grie­
chische Zeitung. Gute Frage, 
immerhin ist Ex-Premier 
Konstantinos Simitis der 
Mann, der Griechenland im 
Jahr 2001 in den Euroraum 
führte -  oder besser schum­
melte, wie Kritiker in Anspie­
lung auf Athener Haushalts- 
tricksereien meinen. Kaum 
ein Wort über die hellenische 
Katastrophe war dem sozia­
listischen Regierungschef der 
Jahre 1996 bis 2004 zuletzt zu 
entlocken. Bis zu diesem 
Mittwoch, als er ausgerechnet 
im aufgebrachten Deutsch­
land sein Schweigen brach 
und die Berliner Regierung 
beschwor, Griechenland 
nicht fallen zu lassen. „Ein 
Austritt Griechenlands aus 
der Eurozone ist nicht mög­
lich. Die Folgen wären unvor­
stellbar, es gäbe eine soziale

Revolution“, warnte Simitis 
bei einem Vortrag in Mün­
chen, den er auf Einladung 
der Griechischen Akademie 
und der Europa-Union vor ei­
nem erlesenen Publikum 
hielt.

Wie groß die Unruhe in 
Münchens griechischer Ge­
meinde über die aktuellen 
deutsch-hellenischen Ver­
stimmungen ist, hatte zuvor 
Akademiedirektor Wassilios 
Fthenakis zum Ausdruck ge­
bracht: „Die Auseinanderset­
zung hat den Charakter eines 
Kulturkampfes angenommen. 
Was die Griechen jetzt brau­
chen, ist Respekt, Vertrauen 
und emotionaler Beistand.“

Er könne den Unmut in 
Deutschland gut verstehen, 
sagte auch Simitis; umgekehrt 
müsse die Berliner Regierung 
aber begreifen, dass das 
Schicksal des europäischen Ei­
nigungsprozesses in ihren 
Händen liege. „Man kann sich 
kaum vorstellen, wie wichtig

Konstantinos Simitis (r.) mit 
dem Chef der Europa-Union, 
Stavros Kostantinidis. bodmer

Deutschlands Führung ist, da­
mit Europa vorankommt.“ 

Scharf verwahrte sich Simi­
tis gegen Vorwürfe, er habe 
die Etatzahlen frisiert, um 
sich den Euro-Beitritt zu er­
schleichen. Es sei die damals 
übliche und von der EU ak­
zeptierte Praxis gewesen, 
Ausgaben für Rüstungspro­
jekte erst mit der Abnahme

des Geräts haushaltswirksam 
zu verbuchen; demnach habe 
das Haushaltsdefizit im maß­
geblichen Jahr 1999 bei 1,98 
Prozent gelegen. Erst durch 
eine durch die konservative 
Nachfolgerregierung durch­
gesetzte Neuregelung, wo­
nach die Rüstungsausgaben 
gemäß dem Zeitpunkt der 
Zahlungen etatwirksam wür­
den, sei das Defizit nachträg­
lich auf 3,1 und damit über 
den erlaubten Wert von 3,0 
Prozent angewachsen. Zu­
gleich wehrte er sich gegen 
Vorwürfe, das Land sei nicht 
reif gewesen für den Euro: „Es 
war richtig, dass Griechenland 
der Währungsunion beigetre­
ten ist. Sie hat uns jahrelang 
Stabilität garantiert. Die Feh­
ler wurden danach begangen.“ 

Der 74-jährige Simitis 
spricht perfekt deutsch; er hat 
von 1954 bis 1959 in Marburg 
Wirtschaftswissenschaften 
studiert. Als solcher setzte er 
in seiner Athener Regierungs­

zeit marktwirtschaftliche Re­
formen durch, die jedoch die 
Mentalität der Griechen nicht 
wirklich durchgreifend än­
dern konnten. Jetzt, so glaubt 
er, hätten seine Landsleutebe­
griffen: „Nach dem Zusam­
menbruch des Klientelsys­
tems, nach dem jede Partei vor 
allem ihre Wähler zufrieden­
stellen wollte, ist ein Neuan­
fang möglich.“

Einen solchen verlangt Simi­
tis auch in der EU. Eine Wäh­
rungsunion sei dauerhaft nur 
mit gemeinsamer Wirtschafts­
regierung erfolgreich, die die 
nationalen Politiken koordi­
niere. Berlin sieht diesen Vor­
schlag skeptisch, weil es weite­
ren Souveränitätsverlust fürch­
tet. Auf wenig Gegenliebe dürf­
te auch Simitis’ Vorschlag sto­
ßen, europäische Gemein­
schaftsanleihen aufzulegen. 
Damit würde das individuelle 
Kreditausfallrisiko der Euro­
länder zu Lasten der stabilen 
Länder vergemeinschaftet. .
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